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(2) Die Form der Errichtung oder Aufhebung einer testa­
mentarischen Verfügung oder eines Schriftstückes über die 
Enterbung bestimmt sich nach den Gesetzen des Vertrags­
staates, dessen Staatsbürger der Erblasser zum Zeitpunkt der 
Willenserklärung war oder nach den Gesetzen des Staa­
tes, in dessen Hoheitsgebiet die Erklärung abgegeben wurde.

Artikel 58
Zuständigkeit in Erbschaftsangelegenheiten

(1) Für die Regelung des beweglichen Nachlasses ist das 
Justizorgan des Vertragsstaates zuständig, in dessen Hoheits­
gebiet der Erblasser zum Zeitpunkt des Todes seinen Wohn­
sitz hatte.

(2) Für die Regelung des unbeweglichen Nachlasses ist das 
Justizorgan des Vertragsstaates zuständig, in dessen Hoheits­
gebiet sich der unbewegliche Nachlaß befindet.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für erbrecht­
liche Streitigkeiten.

Sicherung des Nachlasses
Artikel 59

(1) Befindet sich der Nachlaß eines Staatsbürgers des einen 
Vertragsstaates im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaa­
tes, trifft das Justizorgan dieses Vertragsstaates Maßnahmen 
zur Sicherung und Verwaltung des Nachlasses nach den Ge­
setzen seines Staates.

(2) Die diplomatische Mission oder konsularische Vertre­
tung ist unverzüglich über die nach Absatz 1 getroffenen 
Maßnahmen zu informieren; sie kann an der Durchführung 
dieser Maßnahmen teilnehmen. Auf Antrag der diplomati­
schen Mission oder konsularischen Vertretung können die 
nach Absatz 1 getroffenen Maßnahmen geändert oder aufge­
hoben werden.

(3) Auf Ersuchen des Justizorgans, das für die Durchfüh­
rung des Verfahrens in der Erbschaftsangelegenheit zuständig 
ist, können die nach Absatz 1 getroffenen Maßnahmen geän­
dert oder aufgehoben werden.

Artikel 60 *
Stirbt ein Staatsbürger des einen Vertragsstaates während 

seines Aufenthalts im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags­
staates, werden die Sachen, die er mit sich führte, mit einem 
Verzeichnis ohne weiteres Verfahren der diplomatischen Mis­
sion oder konsularischen Vertretung des Vertragsstaates 
übergeben, dessen Staatsbürger der Verstorbene war.

Artikel 61 
Testamentseröffnung

Für die Eröffnung und Verkündung einer testamentari­
schen Verfügung ist das Justizorgan des Vertragsstaates zu­
ständig, in dessen Hoheitsgebiet sich die testamentarische 
Verfügung befindet. Ist für die Regelung des Nachlasses das 
Justizorgan des anderen Vertragsstaates zuständig, sind ihm 
eine beglaubigte Kopie der testamentarischen Verfügung und 
ein Protokoll der Eröffnung und Verkündüng zu übersenden.

Artikel 62 
Übergabe des Nachlasses

(1) Fällt der bewegliche Nachlaß oder der aus dem Verkauf 
von beweglichem oder unbeweglichem Nachlaß erzielte Erlös 
nach Durchführung eines Nachlaßverfahrens an Erben mit 
Wohnsitz oder Aufenthalt im Hoheitsgebiet des anderen Ver­
tragsstaates und kann diesen oder ihren Bevollmächtigten 
der Nachlaß oder sein Erlös nicht direkt übergeben werden, 
erfolgt die Aushändigung an die diplomatische Mission oder 
konsularische Vertretung dieses Vertragsstaates.

(2) Nach Absatz 1 wird verfahren, wenn
1. alle Forderungen der Gläubiger des Erblassers, die in­

nerhalb der von den Gesetzen des Vertragsstaates, in 
dessen Hoheitsgebiet sich der Nachlaß befindet, festge­
legten Frist erhoben wurden, bezahlt oder deren Bezah­
lung sichergestellt sind;

2. alle mit der Erbschaft verbundenen Steuern und Gebüh­
ren bezahlt oder deren Bezahlung sichergestellt sind;

3. die zuständigen Organe, soweit erforderlich, die Geneh­
migung zur Ausfuhr des Nachlasses oder für die Über­
weisung von Geldbeträgen erteilt haben.

5. Beachtung der Rechtshängigkeit

Artikel 63
Sind für die Entscheidung in einem bestimmten Verfahren 

nach diesem Vertrag die Justizorgane beider Vertragsstaaten 
zuständig und ist bei einem Justizorgan eines der Vertrags­
staaten Klage auf Einleitung des Verfahrens erhoben worden, 
ist die Zuständigkeit des Justizorgans des anderen Vertrags­
staates für die Entscheidung in derselben Sache zwischen 
denselben Prozeßparteien ausgeschlossen.

T e i l  III
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen

Artikel 64 
Anerkennung von Entscheidungen

Rechtskräftige Entscheidungen der zuständigen Organe des 
einen Vertragsstaates in Zivil- und Familiensachen werden 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates unter den in 
diesem Vertrag genannten Voraussetzungen ohne ein beson­
deres Verfahren anerkannt.

Artikel 65 
Vollstreckung von Entscheidungen

Rechtskräftige und vollstreckbare Entscheidungen der in 
Artikel 64 genannten Organe des einen Vertragsstaates wer­
den im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates unter den 
in diesem Vertrag genannten Voraussetzungen vollstreckt.

Artikel 66
Entscheidungen, die der Anerkennung und 

Vollstreckung unterliegen
Als Entscheidungen nach Artikel 64 und 65 gelten:

1. Entscheidungen der Gerichte in Zivil- und Familiensa­
chen;

2. gerichtliche Einigungen in Zivil- und Familiensachen;
3. Entscheidungen der Gerichte in Strafsachen über Scha­

denersatzansprüche ;
4. Entscheidungen der Staatlichen Notariate;
5. Entscheidungen der Referate Jugendhilfe der DDR in 

Kindschaftssachen und die von ihnen in Unterhalts­
sachen errichteten Urkunden;

6. Kostenentscheidungen der Justizorgane.

Artikel 67
Voraussetzungen für die Anerkennung und 

Vollstreckung von Entscheidungen
Die in Artikel 66 genannten Entscheidungen werden unter 

folgenden Voraussetzungen anerkannt und vollstreckt:
1. wenn die Entscheidung nach den Gesetzen des Vertrags­

staates, in dessen Hoheitsgebiet sie.ergangen ist, rechts­
kräftig und vollstreckbar ist;

2. wenn das zuständige Justizorgan abgesichert hat, daß die 
unterlegene Prozeßpartei nach den Gesetzen des Ver­
tragsstaates, in dessen Hoheitsgebiet die Entscheidung er­
gangen ist und in Übereinstimmung mit den Artikeln 16 
und 17 ordnungsgemäß und rechtzeitig zum Verfahren 
geladen worden ist und, falls sie prozeßunfähig war, ord­
nungsgemäß vertreten wurde;

3. wenn das Organ des Vertragsstaates, in dessen Hoheits­
gebiet die Entscheidung ergangen ist, nach diesem Ver­
trag und in von diesem Vertrag nicht geregelten Fällen, 
nach den Gesetzen des Vertragsstaates, in dessen Hoheits­
gebiet die Vollstreckung begehrt wird, zuständig war;

4. wenn in derselben Sache zwischen denselben Parteien 
im Hoheitsgebiet des Yertragsstaates, in welchem die Ent­
scheidung anzuerkennen oder zu vollstrecken ist, bei 
einem Justizorgan dieses Vertragsstaates nicht schon frü­
her rechtskräftig entschieden ist oder bereits früher ein 
Verfahren in dieser Sache anhängig wurde.


